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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Organisation der Bundesrechtspflege

Das Postulat Jositsch (sp, ZH), mit dem der Bundesrat beauftragt werden soll, Struktur,
Organisation, Zuständigkeit und Überwachung der Bundesanwaltschaft zu überprüfen,
wurde auf Antrag des Büro-SR von der kleinen Kammer in der Herbstsession 2019
stillschweigend an die GPK-SR zur Vorprüfung überwiesen. Der Zürcher Sozialdemokrat
fragte sich, weshalb die Kritik an der Bundesanwaltschaft trotz personeller
Anpassungen nicht abnehme, und schlug vor, zu untersuchen, ob dies allenfalls
strukturelle Gründe habe. 
Da die GPK beider Räte eine Überprüfung des Aufsichtsverhältnisses zwischen der
Bundesanwaltschaft und deren Aufsichtsbehörde (AB-BA) beschlossen habe und die
RK-NR gesetzgeberischen Handlungsbedarf prüfe – nicht ohne die Resultate der GPK
abzuwarten –, sei es sinnvoll, das Postulat der GPK zuzuweisen, damit diese die
Forderungen des Postulats mit ihren Bemühungen koordinieren könne, so der
Ordnungsantrag des Büros. Ein Bericht der GPK sei im November 2020 zu erwarten und
mit der Überweisung könnten Mehrspurigkeiten vermieden werden, begründete Hans
Stöckli (sp, BE) als Sprecher des Büros den Antrag. 1

POSTULAT
DATUM: 16.09.2019
MARC BÜHLMANN

In ihrem Bericht vom 17. November 2020 beantragte die GPK-SR, an die das Postulat
von Daniel Jositsch (sp, ZH) für eine Überprüfung von Struktur, Organisation,
Zuständigkeit und Überwachung der Bundesanwaltschaft zur Vorprüfung überwiesen
worden war, lediglich einen Teil des Postulats anzunehmen. Abzulehnen sei Ziffer 1 des
Postulats, die eine Überprüfung der Zweckmässigkeit der Struktur und der Organisation
der Bundesanwaltschaft forderte. Diese Überprüfung werde durch die laufende GPK-
Untersuchung bereits vorgenommen. Aus dem gleichen Grund sei auch Ziffer 3 des
Postulats abzulehnen: Auch die Überprüfung, ob die Aufsichtsbehörde über die
Bundesanwaltschaft (AB-BA) den an sie gestellten Anforderungen genüge, sei
Gegenstand der GPK-Untersuchung. Zur Annahme empfahl die GPK-SR allerdings Ziffer
2 des Postulats: Der Bundesrat solle klären, ob die Verteilung der Kompetenzen
zwischen Bund und Kantonen im Bereich der Strafverfolgung nach zahlreichen
Partialrevisionen noch zweckmässig sei. Teilweise bestünde Rechtsunsicherheit, weil
die Zuständigkeiten nicht immer klar seien, begründete die GPK-SR ihre Empfehlung. 
In der Ratsdebatte während der Wintersession 2020 führte Daniel Jositsch aus, dass er
sein Postulat «vor allem auch im Zusammenhang mit der Diskussion um die Person des
Bundesanwalts eingereicht» habe. Das Problem sei aber nicht der mittlerweile
zurückgetretene Michael Lauber, vielmehr gebe es in der Bundesanwaltschaft
strukturelle Probleme, die nicht durch das Ersetzen von Köpfen gelöst werden könnten.
Er unterstütze aber den Antrag der GPK-SR, weil die Ziffern 1 und 3 seines Postulats
bereits in Abklärung seien. Zu Wort kam auch der Präsident der AB-BA, Hanspeter
Uster. Er begrüsse eine Evaluation der Aufsichtsbehörde und unterstütze auch eine
Evaluation der Kompetenzaufteilung gemäss Ziffer 2 des Postulats. Schliesslich äusserte
sich auch Justizministerin Karin Keller-Sutter. Sie begrüsse es, dass in dieser Frage eng
mit den Kantonen zusammengearbeitet werden könne. Sie plane zudem den Einsatz
einer Arbeitsgruppe. In der Folge wurde Ziffer 2 des Postulats stillschweigend
überwiesen. 2

POSTULAT
DATUM: 14.12.2020
MARC BÜHLMANN

Mitte Oktober 2023 legte der Bundesrat den Bericht zur Erfüllung des Postulats von
Daniel Jositsch (sp, ZH) vor, mit dem dieser eine Überprüfung von Struktur,
Organisation, Zuständigkeit und Überwachung der Bundesanwaltschaft gefordert
hatte. 
Laut Bericht hatte der Bundesrat eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die auf der Basis einer
Auslegeordnung prüfte, ob es Anpassungsbedarf in der Organisation der Überwachung
der Bundesanwaltschaft gibt. Ausgangslage dieser Gesamtschau bildete die sogenannte
«Effizienz-Vorlage», die auf Verbesserungen der Effizienz in der Strafverfolgung
abzielte. Seit ihrer Einführung 2002 seien einige Verbesserungen vorgenommen
worden, darunter die Bestellung eines Bundesstrafgerichtes, die Vereinheitlichung des
Strafprozessrechts, die Schaffung einer Berufungskammer gegen Entscheide des
Bundesstrafgerichtes und die Revision der Strafprozessordnung, die voraussichtlich

BERICHT
DATUM: 11.10.2023
MARC BÜHLMANN
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2024 in Kraft treten wird. Zudem hätten gemäss Bundesrat auch einige
parlamentarische Vorstösse die Frage der Kontrolle der Bundesanwaltschaft gestreift
(Mo. 14.3441; Mo 18.3700; Mo 21.3972 und 21.3970; Mo 21.3988; Po 21.4598; Po.
22.4412). 
Auf der Basis ebendieser Auslegeordnung kam die Arbeitsgruppe zum Schluss, «dass
sich das heutige System in seinen Grundzügen bewährt hat und sich allfällige Reformen
auf punktuelle Änderungen beschränken können» – ein Urteil, das laut Bericht auch der
Bundesrat teilte. Der Bericht listete in der Folge die Diskussion der Arbeitsgruppe und
die jeweilige Haltung des Bundesrats zu solchen punktuellen Änderungsmöglichkeiten
auf: Während die Arbeitsgruppe keinen Handlungsbedarf in Bezug auf die Zuteilung der
Zuständigkeiten bei Straftaten sah und die Notwendigkeit einer Übertragung weiterer
Kompetenzen an den Bund als nicht zielführend erachtete, mahnte sie Reformbedarf
bei mehrfacher Zuständigkeit an. Es müsse klarer geregelt werden, wer zuständig sei,
wenn eine Straftat in mehreren Kantonen oder im Ausland begangen werde. Weil im
Falle von Zuständigkeitskonflikten zwischen der Bundesanwaltschaft und den Kantonen
genaue Verfahrensvorschriften fehlten, regte die Arbeitsgruppe zudem deren
Kodifizierung an. Bei den Kriterien für die Fallzuweisung empfahl sie eine Prüfung
möglicher Anpassungen hinsichtlich Terrorismus, krimineller Organisationen und
Geldwäscherei. Der Bericht räumte auch der Cyberkriminalität Platz ein: Es gebe hier
zwar verschiedene Instrumente für eine Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen
kantonalen und nationalen Strafbehörden, diese hätten aber lediglich eine
«koordinative Funktion». Die Anregung der Arbeitsgruppe, eine Instanz zu schaffen,
welche die Zuständigkeit im Konfliktfall verbindlich regeln könnte, stiess beim
Bundesrat allerdings auf Widerstand. Allgemein versprach die Regierung jedoch, die
Punkte, in denen Handlungsbedarf bestehe, «einer vertieften Prüfung» zu
unterziehen. 3

1) AB SR, 2019, S. 702 ff.; So-Bli, 23.6.19; TG, 24.6.19; LT, 16.12.20
2) AB SR, 2020 S. 1327 ff.; Bericht GPK-SR vom 17.11.20
3) Bericht BR vom 11.10.23
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